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Militärregierung — Deutschland
, Amerikanisches Kontrollgebiet

Gesetz Nr. 75
Umgestaltung des deutschen Kohlenbergbaues 
und der deutschen Eisen- und Stahlindustrie

Die Militärregierung hat sich die Dezentralisation 
der deutschen Wirtschaft zum Ziele gesetzt, und 
zwar zu dem Zwecke, die übermäßige Konzentration 
von Wirtschaftskraft zu beseitigen und das Ent­
stehen • der Fähigkeit zur Kriegsführung zu ver­
hindern.

Die Militärregierung hat beschlossen, die end­
gültige Entscheidung über die Eigentumsverhältnisse 
im Kohlenbergbau und in der Eisen- und Stahl­
industrie einer aus freien Wahlen hervorgegangenen, 
den politischen Willen der Bevölkerung zum Aus­
druck bringende« deutschen Regierung zu über­
lassen.

Die Militärregierung hat beschlossen, in den ge­
nannten Zweigen der Wirtschaft die Wiederherstel­
lung von Eigentumsverhältnissen, aus denen sich 
eine übermäßige Konzentration der Wirtschaftskraft 

S ergeben würde, nicht zuzulassen und nicht zic ge­
statten, daß jemand, von dem bekannt ist oder be­
kannt wk’d, daß er die Angriffspläne der national­
sozialistischen Partei gefördert hat, in eine Stellung 
zurückkehrt, in der ihm Eigentums- und Kontroll­
rechte zustehen würden.

Eine sofortige Umgestaltung der genannten 
Zweige der Wirtschaft mit dem Ziele, die Gesun­
dung des deutschen Wirtschaftslebens zu fördern, 
erscheint angezeigt.

Die Militärgouverneure und Oberbefehlshaber der 
amerikanischen und der britischen Zone sind sich 
über die in ihren Zonen zu diesem Behufe zu er­
greifenden Maßnahmen einig geworden.

Der Militärgouverneur und Oberbefehlshaber der 
britischen Zone wird dieses Übereinkommen durch 
Verkündung des Gesetzes Nr. 75 ausführen.

Es wird daher angeordnet:

Artikel I 
Entflechtung

1. Die in Anhang A zu diesem Gesetze auf geführ­
ten Unternehmen stellen, wie hiermit ausdrücklich 
festgestellt wird, übermäßige Konzentrationen von 
Wirtschaftskraft dar oder gehören zu solchen, deren 
Fortbestand aus anderen Gründen bedenklich er­
scheint. Sie unterliegen daher der Umgestaltung 
im Rahmen des Gesetzes Nr. 56 der Militärregierung 
(Verbot der übermäßigen Konzentration deutscher 
Wirtschaftskraft). Alle diese Unternehmen kontrol­
lierenden Gesellschaften müssen unter Bestellung 
eines Liquidators sofort in Liquidation treten, be­
ziehungsweise muß ein bereits schwebendes Liqtlt- 
dationsverfahren bestätigt werden.

2. Vermögenswerte, die in der amerikanischen 
Zone liegen und im Eigentum oder unter der Kon­
trolle der in Anhang B aufgeführten Betriebe 
stehen, werden hiermit der Beschlagnahme durch 
die Militärregierung unterworfen. Bis zum Ergehen 
einer Entscheidung über die Frage ihrer Beschlag­
nahme werden sie hiermit der Kontrolle nach Maß­
gabe des Gesetzes Nr 52 der Militärregierung 
unterstellt, sofern sie einer solchen nicht bereits 
unterliegen. Die Aufgabe, die in Gesetz Nr. 52 der 
Militärregierung vorgesehenen Kontrollbefugnisse 
über diese Vermögenswerte auszuüben, wird hiermit 
der UK/US Coal Control Group übertragen.
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Artikel II
Umgestaltung .des Kohlenbergbaues

3. Vermögenswerte, die ln der amerikanischen 
Zone liegen und im Eigentum oder unter der Kon­
trolle von Betrieben stehen, die Vermögenswerte im 
Kohlenbergbau (Begriffsbestimmung in Artikel XII) 
besitzen, werden hiermit der Beschlagnahme durch 
die Militärregierung unterworfen. Die Beschlag­
nahme solcher Vermögenswerte wird im Wege 
namentlicher Aufführung durch die Militärregierung 
oder durch die von ihr bezeichnete Eehörde durch­
geführt; die derart beschlagnahmten Vermögens­
werte werden von der Militärregierung auf zu die­
sem Behufe zu bildende Gesellschaften deutschen 
Rechts übertragen, sowie diesen zu Eigentum über­
lassen. Gründer und Anteilseigper dieser Gesell­
schaften müssen Personen deutscher Staatsangehörig­
keit sein, die nach Anhörung der zuständigen deut­
schen Stellen von der Militärregierung oder mit 
deren Ermächtigung hierzu bestimmt werden. Die so 
bestimmten Personen führen die Bezeichnung Treu­
händer und verwalten die ihnen zugeteilten Anteils­
rechte an den Gesellschaften für die Eigentümer der 
unter diesen Artikel fallenden Kohlenbergwerke 
und angegliederten Betriebe nach den Verfügungen 
der Militärregierung.

4. Bis zum Ergehen einer Entscheidung über die 
Präge ihrer Beschlagnahme werden die in Ziffer 3 
angeführten Vermögenswerte hiermit der Kontrolle 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes 
Nr. 52 der Militärregierung unterstellt, sofern sie 
einer solchen nicht bereits unterliegen. Die Aufgabe, 
die in Gesetz Nr. 52 der Militärregierung vor­
gesehenen Kontrollbefugnisse über diese Ver­
mögenswerte auszuüben, wird hiermit der UK/US 
Coal Control Group übertragen. Nach einer gemäß 
Ziffer 2 dieses Gesetzes erfolgten Übertragung von 
Vermögenswerten im Kohlenbergbau auf eine neue 
Gesellschaft sind auf diese Vermögenswerte die 
Vorschriften de» Gesetzes Nr. 52 der Militär­
regierung nicht mehr anwendbar. Auf die übrigen 
Vermögenswerte von Unternehmen mit Kohlenberg­
werksbesitz finden, soweit es sich um in Anhang A 
und B nicht aufgeführte Unternehmen handelt, die 
Vorschriften des Gesetzes Nr. 52 der Militär­
regierung nicht mehr Anwendung; bei den in An­
hang A genannten Unternehmen sind sie auf den 
in Artikel I dieses Gesetzes erwähnten Liquidator 
zu übertragen, der über sie nach Anordnung der 
Militärregierung verfügt
• 5. Die Deutsche Kohlenbergbauleitung wird in 
eine Aktiengesellschaft umgewandelt, deren Toch­
tergesellschaften die Firmen Deutscher Kohlenver­
kauf und Bergbaubedarfs-Beschaffungszentrale wer­
den. Die Mitglieder des Aufsichtsrats der umgewan­
delten Deutschen Kohlenbergbauleitung werden aus 
der Reihe der in Ziffer 3 erwähnten Treuhänder 
und gemäß den Vorschriften des Artikels IV aus­
gewählt.
6. Die Militärregierung bestimmt durch Ausfüh­

rungsverordnung:
a) die Grundsätze für die Errichtung der nach 

Ziffer 3 zu bildenden Gesellschaften, die Zu-
• teilung von Vermögenswerten an diese Gesell­

schaften, die Zahl der Treuhänder, deren Be­
fugnisse und Pflichten und ihre Stellung 
gegenüber der Militärregierung, gegenüber 
deutschen Stellen, gegenüber den in Ziffer 5 
dieses Gesetzes genannten Gesellschaften und 
gegenüber den früheren Eigentümern der be­
troffenen Betriebe;

b) den Aufbau und den Tätigkeitsbereich der in 
Ziffer 5 genannten Gesellschaften, ihre Stel­
lung gegenüber der Militärregierung, gegen­
über deutschen Stellen und gegenüber Gesell­
schaften, die gemäß Ziffer 3 zu bilden sind.

/Artikel 111
Umgestaltung der Eisen- und Stahlindustrie

7. Vermögenswerte, die in der amerikanischen Zone 
liegen und im Eigentum oder unter der Kontrolle 
von Betrieben stehen, welche im Anhang A zu d'e- 
sem Gesetze aufgeführt sind und auf die sich die Be­
stimmungen d"s Artikels II dieses Gesetzes nicht be­
ziehen, sowie Vermögenswerte, die im Eigentum oder 
unter der Kontrolle der Röchling-Buderus AG und 
der Buderussche Eisenwerke-Wetzlar stehen, werden 
hiermit der Beschlagnahme durch die Militärregie­
rung unterworfen. Bis zum Ergehen einer Entschei­
dung über die Frage ih-er Beschlagnahme werden 
die in dieser Ziffer aufgeführten Vermögenswerte 
hiermit dpr Kontrolle nach Maßgabe der Bestim­
mungen des Gesetzes Nr. 52 der Militärregierung 
unterstellt, sofern sie einer solchen nicht bereits 
unterliegen. Die Aufgabe, die in Gesetz Nr. 52 der 
Militärregierung vorgesehenen Kontrollbefugnisse 
über diese Vermögenswerte auszuüben, wird hier­
mit der UK/US Coal Control Group übertragen.

8. Ein aus deutschen Staatsangehörigen bestrh~n- 
der Stahltreuhandverband wird zu d°m Zwecke ge­
gründet, bei der Dezentralisation und Umgestaltung 
der Elsen- und Stahlindustrie mitzuarbeiten. Die 
Mitglieder dieses Verbandes werden nach Anhörung 
der zuständigen deutschen Stellen von der Militär­
regierung öder mit deren Ermächtigung bestellt

9. Vermögenswerte, die der Beschlagnahme gemäß 
Ziffer 7 dieses Gesetzes unterliegen, werden im Wega 
der Bekanntmachung von der Militärregierung be­
schlagnahmt und daraufhin auf den Stahltreuhand- 
verband oder auf die in Ziffer 10 dieses Gesetzes 
vorgesehenen neuen Gesellschaften übertragen und 
ihnen zu Eigentum überlassen.

10. Der Stahltreuhandverband hat der Militärregie­
rung alsbald Pläne für die weitere Umgestaltung der 
Eisen- und Stahlindustrie zur Genehmigung vorzu­
legen. Diese Pläne sollen die Bildung neuer Gesell­
schaften vorsehen (im folgenden Einh'"'tsgeseTlschaf- 
ten genannt), auf welche die gemäß Ziffer 8 dieses 
Gesetzes beschlagnahmten Vermögenswerte zu über­
tragen sind, und können die Zusammenlegung o^er 
Verschmelzung und die Einbeziehung weiterer Ver­
mögenswerte vorsehen, au-h wenn diese nicht in das 
Gebiet der Eisen- und Stahlindustrie fallen.

11. Nach Genehmigung des Planes für jede ein­
zelne Einheitsgesellschaft, gegebenenfalls in der von 
der Militärregierung bestimmten, abgeänderten Form, 
werden die in Betracht kommenden Vermögens­
werte auf die neue Einheitsgesellschaft übertragen 
und ihr zu Eigentum überlassen; ihre Anteilseigner 
müssen Personen deutscher Staatsangehörigkeit sein, 
die nach Anhörung der zuständigen deutschen Stel­
len von der Militärregierung oder mit deren Er­
mächtigung hierzu bestimmt werden. Die so be­
stimmten Personen führen die Bezeichnung Treu­
händer und verwalten die ihnen zugeteilten Anteils­
rechte an den Gesellschaften für die Eigentümer der 
unter diesen Artikel fallenden Betriebe der Eisen- 
und Stahlindustrie nach den Ausführungsverord­
nungen und Anordnungen der Militärregierung.

12. Nach Übertragung von Vermögenswerten auf 
eine Einheitsgesellschaft sind auf diese Vermögens­
werte die Vorschriften des Gesetzes Nr. 52 der Mili­
tärregierung nicht mehr anwendbar. Auf die übri­
gen Vermögenswerte der auf Grund der Ziffer 7 
dieses Gesetzes der Kontrolle unterstellten Unter­
nehmen finden, soweit es sich um in Anhang A 
und B nicht aufgeführle Unternehmen bandelt, die 
Vorschriften des Gesetzes Nr. 52 der Militärregie­
rung nicht mehr Anwendung; bei den in Anhang A 
genannten Unternehmen sind sie auf den in Arti­
kel I dieses Gesetzes erwähnten Liquidator zu 
übertragen, der über sie nach Anordnung der Mili­
tärregierung verfügt.
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13. Die Militärregierung bestimmt durch Aus- 
füh rungs Verordnung:

(a) den Aufbau und den Tätigkeitsbereich des 
SLahltreuhandverbandes, seine Eefugnisse und 
Pflichten, seihe Stellung gegenüber der Mili­
tärregierung und deutschen Stellen, sowie 
gegenüber der deutschen Eisen- und Stahl­
industrie, und zwar sowohl vor als auch nach 
Errichtung von Einhfeitsgesellschaften;

(b) die Grundsätze, nach den..sich die Zahl der 
zu bildenden Einheitsgesellschaften richtet, die 
Zuteilung von Vermögenswerten an diese Ge- 
sellscnaften, die Zahl der Treuhänder, deren 
Befugnisse und Pflichten und ihre Stellung 
gegenüber der Militärregierung, gegenüber 
deutschen Stellen, gegenüber dem Stabltreu- 
handverband und gegenüber den früheren 
Eigentümern der betroffenen Betriebe.

Artikel IV
Interessen der Vereinten Nationen

14. Abgesehen von den in Anhang A aufgeführ­
ten, einer Umgestaltung im Rahmen des Gesetzes 
Nr. 66 der Militärregierung unterliegenden Unter­
nehmen, fallen Unternehmen, deren Gesellschafts- 
kapilal vor dem 1 September 1939 sich zu mehr 
als der Hälfte im Eigentum von Staatsangehörigen 
der Vereinten Nationen befand, nicht unter die 
Vorschriften der Artikel II und III dieses Gesetzes. 
Die Vertretung dieser Unternehmen im Aufsichts­
rat der umgestalteten Deutschen Kohlenbergbau­
leitung Ist jedoch im Wege einer Ausführungs­
verordnung sicherzustellen.

13. Vor dem 1. September 1939 von Angehörigen 
der Vereinten Nationen erworbene Interessen im 
Kohlenbergbau und ln der Eisen- und Stahlindu­
strie können durch Bevollmächtigte der Eigentümer 
wahrgenommen werden.

16. Die Befugnisse der UK/US Coal Control Group
und der Deutschen Kohlenbergbaulaitung — in ihrer 
gegenwärtigen oder künftigen Gestalt — auf dem 
Gebiete der Produktion und Verteilung im Kohlen­
bergbau werden durch die Vorschriften dieses Arti­
kels in keiner Weise eingeschränkt oder ander­
weitig berührt. *

Artikel V 
V erblndlicbkeiteu

17. Auf Grund der Vorschriften der Artikel II 
und III dieses Gesetzes beschlagnahmte und über­
tragene Vermögenswerte werden hiermit von allen 
auf ihnen lastenden Rechten Dritter und sonstigen 
Belastungen befreit

18. Die Erlöse, die sich gegebenenfalls aus dem 
Verkaufe von Anteilsrcchten an den auf Grund von 
Artikel II und III gegründeten Gesellschaften er­
geben, sind im Verhältnis zu dem Werte der über­
tragenen Vermögenswerte denjenigen Betrieben zu 
überg b .n, deren Vermögenswerte übertragen wor­
den sind, oder ihren Rechtsnachfolgern oder Liqui­
datoren, und stehen zur Befriedigung von Gläubi­
gem nach Maßgabe ihrer ursprünglichen Rechte 
g'mäß deutschem Recht zur Verfügung; jedoch 
kann die Militärregierung die bevorzugte Erfüllung 
von solchen Verbindlichkeiten anordnen, die wäh­
rend der Ausübung der Kontrolle durch die Militär­
regierung entstehen.

Artikel VI
Interessen des früheren Reiches und des früheren 

preußischen Staates
19. Unternehmen und Beteiligungen des früheren 

Reiches und des früheren preußischen Staates unter­
liegen den Bestimmungen dieses Gesetzes. Interessen 
d"\s früheren Reiches und des früheren preuß'schen
Staates an den nach diesem Gesetze gebildeten Ge­

sellschaften werden von den in Artikel II und III 
genannten Treuhändern wahrgsnommen; dabei ist 
gemäß den nach Artikel XI dieses Gesetzes oder 
anderen einschlägigen Bestimmungen etwa erlasse­
nen Ausführungsverordnungen und Anordnungen zu 
verfahren.

Artikel VII
Abänderungen und Aufhebungen von Bestimmungen

20. Soweit die Vorschriften der Gesetze Nr. 52 und 
56 der Militärregierung mit den Vorschriften dieses 
Gesetzes in Widerspruch stehen, gehen die Vorschrif­
ten dieses Gesetzes vor.

21. Die Vorschriften dieses Gesetzes und der zu 
seiner Ausführung erlassenen Verordnungen und An­
ordnungen gehen den in ihnen widersprechenden Be­
stimmungen des deutschen Rechtes vor.

Artikel VIII 
Öffentliche Abgr

22. Obertragungshandlungen nach Artikel II und 
III dieses Gesetzes bleiben von Steuern und son­
stigen öffentlichen Abgaben frei; das gleiche gilt für 
die nach den Vorschriften dieses Gesetzes erfolgende 
Neubildung von Gesellschaften.

23. Die Errechnung von Steuer Verbindlichkeiten der 
nach Artikel II und III dieses Gesetzes g bildeten 
Gesellschaften wird durch die Übertragung der E gen- 
tumsrechte an diesen Gesellschaften auf die Treu­
händer nicht berührt. Alle Steuerveranlagungen 
dieser Gesellschaften erfolgen nach denjenlgenGrund- 
sätzen, welche Anwendung Anden würden, wenn 
keine Treuhänder bestellt wären.

Artikel IX 
Beurkundung

24. Bei Vorlage einer beglaubigten Liste der an 
übertragenden Vermögenswerte seitens der Militär­
regierung trägt die zuständige deutsche Behörde den 
nach diesem Gesetze erfolgten Rechtsübergang ln dag 
von ihr geführte Register ein, ohne daO es der Be­
urkundung der Übertragung bedarf.

Artikel X
Strafbestimmungen

25. Wer gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes 
oder einer dazu erlassenen Ausführungsverordnung 
oder Anordnung verstößt oder sie umgeht, oder wer 
versucht, gegen sie zu verstoßen oder sie zu um­
gehen, oder wer einem solchen Vorstoß Vorsctv i> 
leistet, wird, wenn schollig befunden, mit riner Gell­
strafe bis zu 200 000 DM oder mit Gefängnis bis zu 
fünf Jahren oder mit beiden Strafen bestraft

Artikel XI
Ausführungsverordnungen

26. Die Militärregierung kann jeweils Verordnun­
gen und Anordnungen zur Ausführung und Ergän­
zung dieses Gesetzes erlassen.

Artikel XII 
Begriffsbestimmungen

27. Im Sinne dieses Gesetzes und der dazu erlasse­
nen Ausführungsverordnungen und Anordnungen 
bedeuten;
(1) „Vermögenswerte Im Kohlenbergbau“: alle Ver­

mögenswerte, die innerhalb des Bereiches eines 
Kohlenbergwerks liegen oder mit diesem körper­
lich verbunden oder für seinen Betrieb wirtschaft­
lich erforderlich sind, einschließlich folgender An­
lagen und Interessen im Kohlenbergbau: 
a) Kohlenbergwerke und nicht abgebaute Kohle.

' „Kohle“ umfaßt Steinkohle, Pechkohle und 
Braunkohle sowie alle sonstigen Bodenschätze,
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welche üblicherweise im Zusammenhang damit 
von Betrieben des Kohlenbergbaues gewonnen 
werden.
„Bergwerk“ umfaßt Steinbruch, Tagebau, Stol­
len und anderen Untertagebau, sowie die damit 
verbundenen Bohrungen.

b) eingebaute und nicht-eingbaute Anlagen, die 
im Kohlenbergbau und in den folgenden 
Nebenbetrieben Verwendung finden: Ver­
kokung, Kohlenerzeugnisse, mit dem Kohlen­
bergbau verbundene Destillationsverfahen und 
mit Brikettierungsanlagen verbundene Ver­
fahren, hergestellte Brennstoffe, Hydrierungs­
anlagen, Anlagen zur Herstellung von synthe­
tischen Erzeugnissen, von Stickstoff und von 
Ammoniak, Anlagen zur Versorgung von Gas­
verteilungsstellen, Ziegeleien. Dachziegel- und 
ähnlichen Werken mit Gas und Anlagen zur 
Wasserbelieferung durch oder an ein Kohlen­
bergwerk.

e) Anlagen zur Erzeugung und Leitung von elek­
trischem Strom zum ausschließlichen oder über­
wiegenden Verbrauch im Kohlenbergwerk oder 
einem seiner Nebenbetriebe.

«J) Eisenbahnen, Seilschwebebahnen, Kanäle und, 
sonstige eingebaute und nicht-eingebaute An­
lagen, die ausschließlich oder überwiegend 
Zwecken der Beförderung zu Lande oder zu

. Wasser oder Zwecken des Verladern, Aus­
ladens, der Behandlung oder der Lagerung von 
Erzeugnissen des Kohlenbergbaues und seiner 
Nebenbetriebe dienen, und Gegenstände zum 
Gebrauch im Kohlenbergbau, in elektrischen 
Anlagen und in Nebenbetrieben, falls sie aus­
schließlich Zwecken der Beförderung innerhalb 
des Kohlenbergwerks gewidmet sind.

e) Eingebaute und nicht-eingebaute Anlagen des 
Kohlenbergwerksbetriebes, die ausschließlich 
oder überwiegend Zwecken des Verkaufs oder 
der Lieferung von Erzeugnissen des Kohlen­
bergbaues und seiner Nebenbetriebe durch 
Kohlenbergbaukonzerne dienen.

f) Eingebaute und nicht-eingebaute Anlagen des 
Kohlenbergbaubetriebes, die Wohlfahrts­
zwecken gewidmet sind, wie z. B. Kranken­
häuser, Bäder, Kantinen, oder sonst dem 
Personal des Bergwerks und seiner Neben­
betriebe dienen.

g) Patente auf Erfindungen, die sich auf Verfah­
ren und Produktion im Kohlenbergbau und in 
seinen Nebenbetrieben beziehen, sowie Waren­
zeichen, die für die bezeichnete Produktion 
Verwendung finden oder finden sollen.

h) Vorräte an Erzeugnissen des Kohlenbergbaues 
und seiner Nebenbetriebe.

i) Vorräte an Verbrauchsgütern und Ersatzteilen 
für die Zwecke des Kohlenbergbaues und sei­
ner Nebenbetriebe.

j) Rechte von Betrieben des Kohlenbergbaues an 
Wohnhäusern und an Grundstücken, die den 
Arbeitern und Angestellten des Kohlenberg­
werks und seiner Nebenbetriebe als Wohn­
stätten dienen.

k) Rechte von Betrieben des Kohlenbergbaues an 
Wäldern, landwirtschaftlichen Betrieben, Vieh­
beständen und anderen landwirtschaftlichen 
Vermögenswerten, sowie aller Grundbesitz der 
Kohlenbergbaubetriebe einschließlich desjeni­
gen, der für die Erweiterung von Anlagen 
über Tage und für ähnliche Zwecke bestimmt 
ist.

l) Interessen von Betrieben des Kohlenbergbaues 
an Organisationen technischer Art, an Insti­
tuten für Forschungszwecke auf dem Gebiete 
des Kohlenbergbaues und seiner Nebenbe- 
triebe, an Versuchsanstalten für Sicherheits- 
einrichtungen im Bergbau und seinen Neben­

betrieben. an Schulen und Lehranstalten für 
die Ausbildung im Bergbau und in seinen 
Nebenbetrieben.

nrfi Umlaufsvermögen, einschließlich der Außen­
stände und des Kassenbestandes, die aus den 
hier aufgeführten Betätigungen herrühren.

(2) „Verkokung und Verfahren zur Destillation von 
Kohlenerzeugnissen“ schließ! jedes Verfahren zur 
Destillation von Kohle ein, sowie die Bearbeitung, 
Verarbeitung und Destillation verkaufsfähiger Er­
zeugnisse, die aus der Destillation von Kohle ge­
wonnen werden.

(8) „Elektrische Anlagen“ umfassen Kraftstationen, 
Transformatoren, Kraftleitungen und andere ein­
gebaute und nicht-eingebaute Anlagen, die bei der 
Erzeugung und Leitung elektrischer Energie Ver­
wendung finden.

(4) „Eingebaute Anlagen“ umfassen Gebäude. Werks­
anlagen, eingebaute Einrichtungsgegenstände und 
eingebaute Maschinen und Werksvorrichtungen 
sowie den dazugehörigen Grund und Boden.

(5) „Nicht-eingebauteAnlagen" umfassen nicht-einge« 
baute Maschinen und Werksvorrichtungen, Güter­
wagen und andere Fahrzeuge, Motoren, Trakto­
ren, Wasserfahrzeuge, Tiere und bewegliche Aüs- 
rilstungsgegenstände jeder Art.

m „Betriebe“ umfassen Unternehmen jedweder Art.

Artikel XIII 
Inkrafttreten

28. Dieses Gesetz tritt am 10. November 1948 in den 
Ländern Bayern, Hessen, Württemberg-Baden und 
Bremen in Kraft.

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG

Anhang A zu Mil.-Reg.-Gesetz Nr. 75
Unternehmen, die übermäßige Konzentration der 
Wirtschaftskraft darstellen oder deren Fortbestand 
aus anderen Gründen bedenklich erscheint und die 
deshalb der Umgestaltung im Rahmen des Geset?es 
Nr. 56 der Mil.-Reg. — Verbot der übermäßigen 
Konzentration der deutschen Wirtschaftskraft —• 
m unterliegen
1. Vereinigte Stahlwerke Aktiengesellschaft
2. Fried. Krupp
S. Mannesmannröhren-Werke
4. Klöckner-Werke Aktiengesellschaft 

Klöckner & Co.
5. Hösch Aktiengesellschaft
6. Otto Wolff
I- Gutehoffnungshütte Aktienverein für Bergbau 

und Hüttenbetrieb
Gut.ehoffnungshütte Oberbausen Aktiengesell­

schaft
8. Ilseder Hütte
9. Reichswerke Compiex

10. Flick Compiex
11. Thyssen-Bornemisza Group
12. Stinnes Komplex
13. Rheinisch-Westfälisches Kohlen-Syndikat
14. Niedersächsisches Kohlensyndikat Gesellschaft mit

beschränkter Haftung
15. Rheinisches Braunkohlen - Syndikat Gesellschaft

mit beschränkter Haftung
16. Westfälische Kohlenhandelsges. Gastrock & Co. 
13. Kohlenhandelsgesellschaft „Hansa“, Kall­

meier & Co.
18. Kohlenhandelsgesellschaft „Mark“, Slepmant

Schräder & Co.
19. Westfälisches Kohlenkontor Naht, Emscher-

Diarm & Ca
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SO. Kohlenhandelsgeseflachaft „Niedei-rheln*, Weyec, 
Franke & Ca

81. Kohlenhandelsgesel Ischaft „Westfälin", Wiese-
brock, Schulte & Co.

82. Kohlenhandelsgesellschaft „Glückauf“
Abt Beck & Co.,— (

83. Deutsche Kohlenhandelsgesellschaft Lüde«,
Meentzen & Co.

M. Kohlenkontor Weyhenmeyer & Ca 
IS. Westfälische Kohlenverkaufsgesellschaft Vollrath, 

Weck & Co.
ML Kohlenwertstoff AG.

Anhang B za Mil.-Reg.-Gesetz Nr. 75 
Unternehmen, die der Beschlagnahme der MH.-Reg. 
miterliegen und der Kontrolle nach dem Ges. Nr. 52 

der MiL-Reg. unterstellt werden 
L Vereinigte Elektrizitäts- und Bergwerks-AG.
8. Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG.
8. Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen Aß,
4. Vereinigte Industrieunternehmungen AG.

#

Militärregierung — Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Gesetz Nr. 13
Aufhebung des Reichsjagdgesetzes 

Artikel I
1. Das Reichsjagdgesetz vom 3. Juli 1934 (RGBl. I, 

8. 549) nebst allen Änderungen und sämtlichen zu 
»einer Ergänzung und Durchführung ergangenen Ge­
setzen, Verordnungen und Erlassen wird hiermit auf­
gehoben.

Artikel II
2. Alle gesetzlichen Bestimmungen, welche am 

30. .Tarvuar 1933 in Kraft waren und durch die im 
Artikel I bezeichneten Gesetze aufgehoben wurden, 
werden hiermit wieder in Kraft gesetzt.

/ft-tikel III
3. Die Befugnis der einzelnen Länder, in verfas­

sungsmäßiger Weise das Jagdrecht gesetzlich zu 
regeln, insbesondere die durch dieses Gesetz wieder 
in Kraft gesetzten Bestimmungen aufzuheben oder zu 
ändern, bleibt unberührt.

4. Bestehende von dem Kontrollrat oder der Mili­
tärregierung erlassene gesetzliche Bestimmungen 
bleiben unberührt.

Artikel IV
5. Dieses Gesetz tritt in den Ländern Bayern, Bre­

men, Hessen und Württemberg-Baden am 1. Februar 
1049 in Kraft.

IM AUFTRÄGE DER MILITÄRREGIERUNG

Militärregierung — Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Abänderung Nr. 1 zur Ausführungsverordnung 
Nr. 1, revidierte Fassung, 

zu dem Gesetz Nr. 10 der Militärregierung, 
»Annahme an Kindes Statt seitens Staats­

angehöriger der Vereinten Nationen“
Es erscheint wünschenswert, die Fälle von Annah­

men an Kindes Statt, die auf Grund der Verein­
barung zwischen der Internationalen Flüchtlings- 
Organisation (IRO) und dem Oberbefehlshaber im 
Europäischen Befehlsbereich über die Tätigkeit der 
IRO im amerikanischen Kontrollgebiet Deutschlands 
zu den Belangen und der Verantwortlichkeit des 
Hauptquartiers des Europäischen Befehlsbereichs ge­
hören, eindeutig zu bestimmen.

Es wird daher folgendes angeordnet:
1. Ziffer 9 des Artikels IV der Ausführungsver­

ordnung Nr. 1, revidierte Fassung, zu dem Gesetz 
Nr. 10 der Militärregierung „Annahme an Kindes 
Statt seitens Staatsangehöriger der Vereinten Natio­
nen" wird aufgehoben und durch folgende Ziffer er­
setzt:

J). Falls das Kind, dessen Annahme beabsichtigt 
ist, Waise oder alleinstehend ist, bei Beginn 
des Annahmeverfahrens das siebzehnte Le­
bensjahr noch nicht vollendet hat und eine 
verschleppte Person oder Flüchtling im Sinne 
von Teil I, Anhang I zu der Vereinbarung 
zwischen der Internationalen Flüchtlingsorga- 
nisation (IRO) und dem Oberbefehlshaber im 
Europäischen Befehlsbereich über die Tätig“ 
keit der IRO im Amerikanischen Kontrollge- 
biet Deutschlands ist, 9oll die Prüfungsstelle 
die Vorlage einer schriftlichen Zustimmung 
des Hauptquartiers des Europäischen Befehls­
bereichs oder einer Dienststelle, die von dem 
Oberbefehlshaber dazu bestimmt wird, zu dem 
Annahmeverfahren und zu der Niederlassung 
des angenommenen Kindes ln einem anderen 
Land als Deutschland, wenn eine solche beab­
sichtigt ist, verlangen."

2. Diese Abänderung findet in den Ländern Bayern, 
Württemberg-Baden. Hessen und Bremen und im 
amerikanischen Sektor von JBerlin Anwendung. Sie 
tritt am 5. November 1948 in Kraft.

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG

Militärregierung — Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Bekanntmachung
ttber den Zeitpunkt des Inkrafttretens 

der Verordnung Nr. 31 
Gerichte der amerikanischen Militärregierung 

in Deutschland*)
Artikel I

Auf Grund des Art. 16 der Verordnung Nr. 3t 
der Militärregierung wird hiermit arigeordnet, daß 
diejenigen Teile der Verordnung Nr. 31 der Militär­
regierung, die bei Inkrafttreten der Verordnung auf 
Bayern keine Anwendung gefunden haben, am Tage 
des Inkrafttretens dieser Bekanntmachung wirksam 
werden.

Artikel II
Diese Bekanntmachung findet auf das Land Bayern 

Anwendung und tritt am 25. Oktober 1948 in Kraft.
IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG

Militärregierung — Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Ausführungsverordnung Nr. 1
zur Verordnung Nr. 31 der Militärregierung 

Artikel I
Soweit die Bestimmungen der Ziffern 4 und 6 des 

Artikels 3 der Verordnung Nr. 31 der Militärregie­
rung in Betracht kommen, stellen hinsichtlich der 
Geldstrafen ein Betrag von fünfzigtausend Deutsche 
Mark (DM 50 000) die entsprechende Zuständigkeits­
grenze für einen Bezirksrichter und ein Betrag von 
fünftausend Deutsche Mark (DM 5000) die entspre­
chende Zuständigkeitsgrenze für einen Polizeirichter 
dar.

»» a. ovbi uns s ui.
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Artikel □
Im Sinne der Ziffer 1 des Artikels 15 der Ver­

ordnung Nr. 31 der Militärregierung gilt als ent­
sprechendes Bezirksgericht für Verfahren, welche 
vor dem auf Grund der Verordnung Nr. 6 der Mi­
litärregierung errichteten Gerichte anhängig sind 
und in denen die Verhandlung nicht vor Rechts­
wirksamkeit des Artikels 15 in dem entsprechenden 
Lande oder im amerikanischen Sektor von Berlin 
begonnen hat, das Bezirksgericht des Bezirkes, in 
welchem der Beklagte seinen Wohnsitz hat, statio­
niert Ist oder angetroffen wird, oder, bei juristischen 
Personen, diese ihren Hauptsitz haben.

Artikel III
Diese Ausführungsverordnung findet in den Län­

dern Bayern, Hessen, Württemberg-Baden, Bremen 
und im amerikanischen Sektor von Berlin Anwen­
dung. Sie tritt am 25. September 1948 in Kraft.

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG

Gesetz
Ober die Feststellung des Haushaltsplans des 
bayerischen Staates für das Rechnungsjahr 1948 

(Haushaltsgesetz).
Vom 13. Dezember 1948.

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
bekanntgemacht wird:

§ 1
Der dem Vorläufigen Haushaltsgesetz vom 10. Au­

gust 1948 (GVB1. S. 140) als Anlage 1 beigefügte 
Haushaltsplan wird hiermit als Staatshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1948 endgültig festgestellt.

S 2
§ 2 des Vorläufigen Haushaltsgesetzes entfällt. § 1 

Abs. 2 und §§ 3 mit 11 des Vorläufigen Haushalts- 
gcsetzcs bleiben in Kraft.

§ 3
Das Gesetz ist dringend. Es tritt mit dem 1. Ok­

tober 1948 in Kraft.
München, den 13. Dezember 1948.

Der Bayerische Ministerpräsident:
Dr. Hans Ehard.

Verordnung
Uber Einziehung, Verwaltung und Verwer­
tung von Vermögen und Vermögenswerten 
nach dem Gesetz zur Fefreiung von National­
sozialismus und Militarismus (Einziehungs­

verordnung).
Vom 23. November 1948.

Auf Grund des Art. 55 Ziff. 2 der Bayer. Ver­
fassung und der Art. 50 und 66 des Gesetzes zur 
Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 
erläßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver­
ordnung:

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Vermögen

Vermögen im Sinne der Art. 15 Nr. 2 und 16 
Nr. 3 des Gesetzes zur Befreiung von National­
sozialismus und Militarismus ist die Gesamtheit der 
Gegenstände, Rechte und sonstigen Wirtschaftsgüter 
(Vermögensbestandteile), die einer durch rechts­
kräftige Entscheidung in die Gruppe der Haupt­
schuldgen oder Belasteten eingereihten Personen im 
Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft der Entschei­

dung gehören. Zum Vermögen zählen auch Ver-
mögensbeslandteile, die durch nach Art. 21 des Ge­
setzes nichtige Verfügungen oder sonstige Rechts­
geschäfte der Heranziehung zur Wiedergutmachung 
entzogen wurden.

§ 2
Vermögenswerte

Vermögenswerte im Sinne des Art. 17 Abs. IV 
des Gesetzes sind Gegenstände, Rechte und sonstige 
Wirtschaftsgüter, die einer durch rechtskräftige 
Entscheidung in die Gruppe der Minderbelasteten 
eingereihten Person im Zeitpunkt des Eintritts der 
Rechtskraft der Entscheidung gehören und unter 
Ausnützung von politischen Beziehungen oder be­
sonderen nationalsozialistischen Maßnahmen wie 
Arisierung und Aufrüstung erworben sind.

§ 3
Im Landf gelegener Nachlaß

(1) Im Lande gelegener Nachlaß im Sinne dfes 
Art. 37 des Gesetzes ist die Gesamtheit der Gegen­
stände, Rechte und sonstigen Wirtschaftsgüter, die 
einer nach ihrem Tod durch rechtskräftige Entschei­
dung in die Gruppe der Hauptschuldigen oder Be­
lasteten eingereihten Person im Zeitpunkt ihres 
Todes gehört und sich in diesem Zeitpunkt im 
Lande Bayern befunden haben. § 1 Abs. 1 Satz 2 
finden sinngemäß Anwendung.

(2) Verfügungen über Nachlaßgegenstände, die vor 
der Anordnung des Ministers für politische Be­
freiung durch Rechtsgeschäft oder im Wege der 
Zwangsvollstreckung erfolgt sind, bleiben mit der 
Maßgabe wirksam, daß ein Erlös an die Steile des 
veräußerten Gegenstandes tritt, es sei denn, daß 
die Verfügung gegen Art. 21 des Gesetzes oder gegen 
ein sonstiges gesetzliches Verbot verstößt, insbe­
sondere nach Art. V des Militärregierungsgesetze» 
Nr. 52 nichtig und unwirksam ist.

§ 4
Sachwerte

Sachwerte im Sinne des Art. 16 Nr. 3 des Ge­
setzes sind insbesondere bewegliche Sachen, Grund­
stücke, Rechte und Berechtigungen, auf welche die 
für Grundstücke geltenden Vorschriften Anwen­
dung finden, Beteiligungen an Erwerbsgeseliscbaften 
(Aktien, Anteilscheine, Kuxe, Geschäftsanteile usw.), 
ferner Hypotheken, Grundschulden und Renten- 
schulden.

I 5
Notwendigste Gebrauchsgegenstände

Zu den notwendigsten Gebrauchsgegenständen lm 
Sinne des Art. 16 Nr. 3 des Gesetzes zählen insbe­
sondere

1. die dem persönlichen Gebrauch oder dem Haus­
halt einer rechtskräftig in die Gruppe der Be­
lasteten eingereihten Person dienenden Sachen, ins­
besondere Nahrungs- und Feuerungsmittel, Klei­
dungsstücke, Wäsche, Betten, Haus- und Küchen­
gerät, soweit sie zu einer bescheidenen Lebens- und 
Haushaltführung des Belasteten und der mit ihm 
in Hausgemeinschaft lebenden unterhaltsberechtig­
ten Angehörigen benötigt sind und von diesen nicht 
aus eigenen Mitteln beschafft werden können. In 
Fällen besonderer Härte können sonstige in Haus­
gemeinschaft mit dem Belasteten lebende Personen 
den unterhaltsberechtigten Angehörigen gleichge­
stellt werden;

2. die zur Aufnahme oder Fortführung einer dem 
Belasteten nicht verwehrten Erwerbstätigkeit un­
entbehrlichen Gegenstände.

§ 6
Bewertung

(1) Soweit für die Durchführung der Einziehung 
eine Werlermitilung erforderlich ist, ist der Bewer­
tung der gemeine Wert der Gegenstände, Rechte
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und sonstigen Wirtschaftsgüter im Zeitpunkt des 
Eintritts der Rechtskraft der die Einziehung ver­
fügenden Entscheidung zugrunde zu legen. Er wird 
durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Ge­
schäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirt­
schaftsgutes bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. 
Dabei sind alle Umstände, die den Preis beeinflus­
sen, zu berücksichtigen. Ungewöhnliche oder per­
sönliche Verhältnisse sind nicht zu berücksichtigen

(2) Die allgemeinen Bewctungsvorschriften des 
Reichsbewertungsgesetzes finden m:t der Maßgabe 
Anwendung, daß der Zeitpunkt des Eintrittes der 
Rechtskraft der die Einziehung verfügenden Ent­
scheidung als Bewsrtungsstichtag zu gelten hat.

(3) Die Abs. 1 und 2 finden entsprechende An­
wendung, wenn zur Bestimmung der Höhe des in 
der rechtskräftigen Entscheidung in einem Hun- 
de'-tsatz des Vermögens des betroffenen festgesetz­
ten in Geld Zu entrichtenden Sonderbeitrages zum 
Wiedergu'maehungsfonds (Art. 17 Abs. V des Ge­
setzes) eine Bewertung des Vermögens erforder­
lich ist.

II. Abschnitt
Sicherung und Einziehung

§ 7
Einziehung des gesamten Vermögens

Ist durch rechtskräftige Entscheidung das gesamte 
Vermögen eingezogen, so steht vom Zeitpunkt des 
E ntritts der Rechtskraft der Entscheidung an das 
Recht der Verfügung über das in Bayern gelegene 
Vermögen an Stelle des von der Einziehung Be­
troffenen der staatlichen Einziehungsbehörde nach 
Maßgabe der Direktive Nr. 57 des Kontrollrates 
vom 15. Januar 1948 und der Anordnungen des 
Zonenbefehlshabers nach Art VI dieser Direktive 
zu. D es gilt, soweit Vermögensbestandtelle in die­
sem Zeitpunkt dem Betroffenen gemeinschaftlich 
mit, anderen Personen gehörten, auch für den An­
teil des von der Einziehung Betroffenen an diesen 
Vermögensbestandteilen.

§ 8
Durchführung

(1) Die staatliche Einziehungsbehörde ermittelt die 
Gegenstände, Rechte und sonstigen Wirtschaftsgüter, 
die zum eingezogenen Vermögen gehören, und trifft 
alle zur Durchführung der Einziehung erforder­
lichen Maßnahmen. Sie veranlaßt insbesondere:
1. die sofortige Feststellung und Übernahme der im 

unmittelbaren Besitz des Betroffenen befindlichen 
beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie der 
in § 1 Abs. 1 Satz 2 genannten Vermögensbestsnd- 
teile in dem unmittelbaren oder mittelbaren Besitz 
der staatlichen Einziehungsbehörde; die in § 5 be­
zeichnten Gegenstände sind dem Betroffenen zu 
belassen;

2. die Benachrichtigung der Schuldner des Betroffe­
nen vom Übergang der ihm zustehenden Forde­
rungen in die Verfügungsmacht der staatlichen 
Einziehungsbehörde zum Zwecke der Wiedergut­
machung und die Einziehung der Forderungen 
nach Maßgabe der einschlägigen Verträge;

3. die Wahrnehmung der Rechte des Betroffenen aus 
den von ihm abgeschlossenen sonstigen Verträgen 
und unbeschadet der Rechte Dritter die Abwick­
lung und Auflösung von Verträgen, deren Fort­
bestand den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen 
Verwaltung des eingezogenen Vermögens wider­
spricht.

4. Soweit der von der Einziehung Betroffene in den 
öffentlichen Büchern und Registern als Eigen­
tümer oder sonstiger Berechtigter eingetragen ist, 
die Eintragung der Verfügungsbeschränkung zu­
gunsten der staatlichen Einziehungsbehörde und 
die Eintragung des Übergangs des Eigentums und

der sonstigen Hechte auf den nach der Direktive
Nr, 57 endgültig Berechtigten,
(2) Die staatliche Einziehungsbehörde ermittelt 

ferner die Haftungen und Lasten des eingezogenen 
Vermögens sowie die sonstigen Verbindlichkeiten 
des von der Einziehung Betroffenen und benachrich­
tigt die Gläubiger des Betroffenen und die sonstigen 
Berechtig'en von-der Einziehung unter Hinweis auf 
Art. V Ziff. 5 der Direktive Nr. 57.

(3) Soweit Verbindlichkeiten und Lasten begründet 
wurden, um die Einziehung des Vermögens des Be­
troffenen zur Wiedergutmachung zu vereiteln oder 
zu erschweren (Art. 21 des Gesetzes), hat d’e staat­
liche Einziehungsbehörde den Gläubigern und den 
sonstigen Berechtigten mitzuteilen, daß ein Eintritt 
in diese Verbindlichkeiten und Lasten nicht statt­
findet.

(4) Die staatliche Einziehungsbehörde kann die 
Du-chführung der ihr in Abs. 1 bis 3 übertragenen 
Aufgaben im Einzelfall ganz oder teilweise e:nem 
ihrer Aufsicht unterstehenden und an ihre Weisun­
gen gebundenen Beauftragten übertragen, wenn der 
Umfang des eingezogenen Vermögens und das Aus­
maß der Aufgaben im Einzelfall sie übermäß'g be­
lasten würde D es gilt namentlich auch für Ver- 
mögensbestandteile, die eine selbständige wirtschaft­
liche E'nheit bilden, insbesondere für zum eingezo­
genen Vermögen gehörende landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Betriebe.

(5) Die staatliche Einziehungsbehörde teilt das 
Ergebnis ihrer Ermttlungen in Ergänzung der Auf­
stellung des Gerichtes eder der Kummer gemäß 
Art. VIII Ziff. la der Direktive Nr 57 den beteilig­
ten Zonen und Sektoren mit.

§ 9
Einziehung des gesamten Nachlasses

(1) Ist durch rechtskräftige Entscheidung der ge­
samte im Land Bayern gelegene Nachlaß (9 3) ein­
gezogen, so gelten für die Durchführung der Ein­
ziehung die Vorschriften der §§ 7, 8 sinngemäß mit 
der Maßgabe, daß der staatlichen Einziehungs­
behörde auch die Übernahme der bereits in den un­
mittelbaren oder mittelbaren Besitz von Erben, Mit­
erben, Vermächtnisnehmern und Pflichtteilsberech­
tigten gelangten beweglichen und unbeweglichen 
Sachen in ihren Besitz sowie die Einhebung der 
Nachlaßforderungen obliegt. Die in § 5 bezeichneten 
Gegenstände sind den genannten Personen zu be­
lassen.

(2) Erbansprüche gesetzlicher Erben einschließlich 
des Staates, Ansprüche aus letztwilligen Verfügun­
gen des Betroffenen und eine bereits erfolgte Erb- 
auseinandeesetzung unter Miterben bleiben un­
berücksichtigt.

(3) Die Vorschriften über den Erbschaftsanspruch 
(§§ 2018 ff. BGB) finden entsprechende Anwendung.

§ 10
Einziehung eines Teiles des Vermögens

(1) Ist durch rechtskräftige Entscheidung ein Teil 
des Vermögens (z. B. 20 v. H.) eingezogen, so hat die 
staatliche Einziehungsbehörde das im Zeitpunkt des 
Eintritts der Rechtskraft vorhandene Vermögen des 
von der Einziehung Betroffenen zu ermitteln, seinen 
Wert unter Berücksichtigung der im gleichen Zeit­
punkt vorhandenen Verbindlichkeiten und Lasten 
des Betroffenen, soweit diese nicht begründet wur­
den, um die Einziehung des Vermögens des Betrof­
fenen zur Wiedergutmachung zu vereiteln oder zu 
erschweren (Art. 21 des Gesetzes), feslzustellen und 
unter Beachtung des § 5 die auf den eingezogenen 
Teil des Vermögens entfallenden Vermögensbestand­
teile, bei deren Auswahl insbesondere Sachwerte 
(§ 4) zu berücksichtigen sind, unter Verständigung 
der Beteiligten zu bestimmen und auszusondern 
oder als eingezogen kenntlich zu machen.
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(2) Ober die nach Abs. I bestimmten Vermögens“ 
bestandteile verfügt die staatliche Einziehungs­
behörde zum Zwecke der Wiedergutmachung. Sie 
trifft alle zur Durchführung der Einziehung erfor­
derlichen Maßnahmen und verfährt hiebei unter Be­
schränkung auf die eingezogenen Wirtschaftsgüter 
nach den Vorschriften des § 8.

(3) Bei der Bestimmung nach Abs. 1 bleiben die 
nicht einziehungsfähigen Vermögensbestandteile 
außer Betracht. Fallen die die Durchführung der 
Einziehung hindernden Gründe weg oder erlangt der 
Betroffene die Verfügungsgewalt über außerhalb 
Bayerns befindliche Vermögensbestandteile, so ist 
die Bestimmung und Bewertung der von der Ein­
ziehung betroffenen Vermögensbestandteile insoweit 
nachzuholen und nach Abs. 1 und 2 zu verfahren. 
Die Einziehungsbehörde kann Maßnahmen zjur 
Sicherung einer nachträglichen Einziehung treffen.

§ 11
Einziehung eines Teiles des Nachlasses

(1) Ist durch rechtskräftige Entscheidung ein Teil 
des Nachlasses eingezogen, so hat die staatliche Ein­
ziehungsbehörde die Bestandteile und den Wert des 
gesamten im Land Bayern gelegenen Nachlasses (§ 3) 
des Betroffenen zu ermitteln und die auf den ein­
gezogenen Teil des Nachlasses entfallenden Nach­
laßbestandteile, bei deren Auswahl insbesondere 
Sachwerte (§ 4) zu berücksichtigen sind, zu be- 
»timmen.

(2) § 9 Abs, 2 und 3 und § 10 Abs. 1 und 2 finden 
entsprechende Anwendung.

§ 12
Einziehung von Vermögenswerten

Sind durch eine rechtskräftige Entscheidung Ver­
mögenswerte im Sinne des § 2 eingezogen, so steht 
vom Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft der 
Entscheidung an das Recht der Verfügung über die 
in Bayern gelegenen Vermögenswerte der staat­
lichen Einziehungsbehörde an Stelle des Betroffenen 
nach Maßgabe der Direktive Nr. 57 und der An­
ordnungen des Zonenbefehlshabers zum Zwecke der 
Wiedergutmachung zu. Sie trifft alle zur Durchfüh­
rung der Einziehung erforderlichen Maßnahmen und 
verfährt hiebei unter Beschränkung auf die mit 
diesen Vermögenswerten verbundenen Rechte nach 
den Vorschriften des § 8

§ 13
Rückerstattungspflichtige Vermögensbestandteile
(1) Gegenstände. Rechte und sonstige Wirtschafts- 

güter. von denen anzunehmen ist, daß Se nach dem 
Militärregierungsgesetz Nr. 59 über die Rück­
erstattung feststellbarer Vermögensgegenstände zu­
rückzuerstatten sind, werden nach Maßgabe des 
Abs. 2 und 3 gesondert behandelt.

(2) Gehören Wirtschaftsgüter der in Abs 1 ge­
nannten Art zu einem eingezogenen Vermögen oder 
Nachlaß oder stellen sie einen eingezogenen Ver­
mögenswert im Sinne des § 2 dar, so wird die 
Durchführung ihrer Einziehung ausgesetzt, bis 
feststeht, daß sie von der Rückerstattungspflicht 
nicht betroffen sind Wird die Rückerstaltungspflicht 
festgestellt, so unterliegt das auf die Wirtsdiafts- 
giiter entfallende Rückerstattungsentgelt an deren 
Stelle der Einziehung.

<3) 2m Falle der Einziehung eines Teiles des Ver­
mögen* oder des Nachlasses bleiben die in Abs. 1 
bezeichnten Wirtschaftsgüter bei der Bewertung 
des Vermögens (§ 10 Abs. 1) oder des Nachlasses 
(§11 Abs. 1) und bei der Bestimmung der durch 
die rechtskräftige Entscheidung eingezogenen Ver­
mögensbestandteile zunächst unberücksichtigt. Nach 
Entscheidung über die Rückerstattungspflicht ist

die Einziehung noch den 5§ 10, fl mit der Maßgabe 
durchzuführen, daß an die Stelle des atrückzuer» 
stattenden Wirtschaftegutea das Rückerstattungs- 
entgelt tritt.

9 M
Gemeinschaftliches Vermögen 

G) Gehören eingezogene Gegenstände. Rechte und 
sonstige Wirtschaftsgüter im Zeitpunkt des Eintritts 
der Rechtskraft der Entscheidung mehreren Per­
sonen gemeinschaftlich, so hat, sofern und soweit 
die Durchführung der Einziehung dies erfordert, 
eine Auseinandersetzung des Gemeinschaftsverhält­
nisses unter den Beteiligten stattzufinden.

(2) Die Auseinandersetzung erfolgt nach den 
Grundsätzen, die nach den Vorschriften des bür­
gerlichen Rechts für die Aufhebung einer Gemein­
schaft (Bruchteils- oder Gesamthandgemeinschaftt 
gelten. Bei der Auseinandersetzung wird der von 
der Einziehung Betroffene durch die staatliche Ein­
ziehungsbehörde vertreten. Kommt eine Einigung 
über die Auseinandersetzung des Gemeinschafts­
verhältnisses nicht zustande, so entscheidet das Eift- 
ziehunggericht nach billigem Ermessen unter Be- 
achtung der allgemeinen Vorschriften über das 
Verfahren in Sachen der freiwilligen Gerichtsbar­
keit, insbesondere darüber, ob mit Rücksicht auf 
die wirtschaftliche Bedeutung der Gemeinschaft 
und die berechtigten Interessen der übrigen Beteilig­
ten das Gemeinschaftsverhältnis aufgelöst, unter 
Beteiligung des nach der Direktive Nr. 57 Em­
pfangsberechtigten fortgesetzt oder ob der staatliche 
Anspruch in anderer Weise. namentlich durch 
Überlassung von Sachwerten befriedigt werden soll.

(3) Einziehungsgericht ist das Landgericht de» 
Ortes, an dem die örtlich zuständige staatliche Ein­
ziehungsbehörde oder deren Zweigstelle ihren Sitz 
hat.

(4) Gegen Rie Entscheidung des Einziehungs­
gerichts ist Beschwerde zum zuständigen Ober­
landesgericht zulässig, das endgültig entscheidet.

§ 15
Sicherung des notdürftigen Lebensunterhaltes 
Ist durch rechtskräftige Entscheidung das gesamte 

Vermögen eingezogen (§§. 7, 8), so hat die staatliche 
Einziehungsbehörde dem Betroffenen außer den 
notwendigsten Gebrauchsgegenständen (§ 5) den in 
der Entscheidung festgesetzten Betrag zum not­
dürftigen Lebensunterhalt zu belassen Ist der Be­
trag in der Entscheidung nicht festgesetzt, so be­
antragt die staatliche Einziehungsbehörde die Er­
gänzung der Entscheidung

§ 1«
Wertausgleich

(1) Die staatliche Einziehungsbehörde kann, wenn 
in den Fällen der teilweisen Einziehung des Ver­
mögens oder Nachlasses (§§ 11, 12) die Bestimmung 
der auf den eingezogenen Teil entfallenden Ver­
mögensbestamtteile sich mit Rücksicht auf die Zu­
sammensetzung des Vermögens oder Nachlasse« 
nicht ohne Wertausgleich durchführen läßt, einen 
Wertausgleich herbeiführen, in dem sie
1 für den von ihr auszugleichenden Mehrwert eines 

eingezogenen Gegenstandes dem Betroffenen 
eine Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld 
bestellt,

2. für den vom Betroffenen auszugleichenden Mehr­
wert. dem nach der Direktive Nr. 57 Empfangsbe­
rechtigten zum Zweck der Wiedergutmachung 
an einem dem Betroffenen verbleibenden Grund­
stück eine Hypothek, Gi undschuld oder Renten­
schuld an erster Rangstelle bestellen läßt

(2) In Fällen der Einziehung von Sachwerte« 
(§ 4), ia denen ein Werlausgleich nach Maßgabe des
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Abs. 1 nicht möglich oder nicht tunlich ist, kann die 
staatliche Einziehungsbehörde den Wertausgleich in 
anderer Weise durchführen, wobei jedoch der Aus­
gleich sowohl seitens der staatlichen Einziehungs­
behörde als auch seitens des Betroffenen tunlichst 
in Sachwerten zu gewähren ist.

(3) Im Streitfall entscheidet das Einziehungs- 
g< rieht. § 14 Abs 2 bis 4 findet sinngemäß Anwen­
dung.

S 17
(1) Übernahme und Übergang von Haftungen und 

Lasten des eingezogenen Vermögens sowie von 
Verbindlichkeiten des Betroffenen bemessen sich 
nach der Direktive Nr. 57.

(2) Die staatliche Einziehungsbehörde regelt die 
Befriedigung der Haftungen und Lasten des einge­
sogenen Vermögens (Art. V Ziff. 5a der Direktive 
Nr. 57) um Zusammenhang mit der Verwertung.

Ilf. Abschnitt
Verwaltung und Verwertung

§ 18
Allgemeine Grundsätze

(1) Die Verwaltung der eingezogenen Vermögen 
und Vermögensbestandteile obliegt der staatlichen 
Einziehungsbehörde im Einvernehmen mit der Wie­
dergutmachungsbehörde. Die Einziehungsbehörde hat 
die eingezogenen Wirtschaftsgüter gesondert von 
den übrigen von ihr betreuten Wirtschaftsgütem 
zu verwalten und über diese Verwaltung gesondert 
Rechnung zu legen.

(2) Ziel der Verwaltung ist unbeschadet der 
Beachtung der für eine geordnete Vermögensver­
waltung geltenden Grundsätze die Erwirtschaftung 
eines möglichst hohen Reinertrages zum Zwecke 
der Wiedergutmachung.

(3) Der nach Abzug der Verwaltungskosten yer- 
bkibende Reinertrag ist an die Stiftung zur Wieder­
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts ab­
zuführen.

§ 19
(1) Die Verwertung der eingezogenen Vermögen 

und Vermögensbestandteile obliegt, soweit sie nicht 
nachstehend der Wiedergutmachungsbehörde über­
tragen ist, der staatlichen Einziehungsbehörde. Ver­
mögen, das nach Art. V Ziff. 1 der Direktive Nr. 57 
der Bayer. Staatsregierung zur eigenen Verwendung 
verbleibt, ist, soweit nicht nachstehend Abweichen­
des bestimmt ist, regelmäßig durch Veräußerung an 
Wiedergutmachungsberechtigte gegen Gutschrift des 
Veräußerungspreises durch die Stiftung oder, wenn 
nicht an Wiedergutmachungsberechtigte veräußert 
w ird, durch Verkauf gegen bar zu verwerten. Zah­
lung des Kaufpreises in Raten darf nur ausnahms­
weise und nur gegen ausreichende Sicherstellung 
des Kaufpreisrestes zugestanden werden. Tausch mit 
anderen Wirtschaftsgütem ist nur insoweit zulässig, 
als Wirtschaftgüter eingetauscht werden, die von der 
Wiedergutmachungsbehörde als für Zwecke der 
W edergutmachung geeignet anerkannt werden.

(2) Zweck der Verwertung ist die Erzielung des 
höchstmöglichen Erlöses für die Wiedergutmachung.
13) Die von der staatlichen Einziehungsbehörde 

vereinnahmten Erlöse sind an die Stiftung abzu- 
f uhren.

« 20
Bewegliche Sachen

CI) Die staatliche Einziehungsbehörde hat die 
eingezogenen beweglichen Sachen daraufhin zu prü­
fen, ob sie sofort zum Zwecke der Wiedergut­
machung verwertet werden können oder zunächst in 
die laufende Verwaltung übernommen werden 
müssen.

(2) Durch unmittelbare Überlassung an die Wie- 
dergutmachungsbehörde für Zwecke der Wieder­

gutmachung sind grundsätzlich sofort zu ver­
werten:
1. Gebrauchs- und Verkaufsgegenstände des tägli­

chen Lebens, insbesondere Kleidungsstücke, 
Wäsche, Betten, gewöhnlicher Hausrat, Haus- und 
Küchengerät, Nahrungs- und Genußmittel, Feue- 
rungsmittei;

2 Gegenstände ohne künstlerischen oder histori­
schen Wert, die der Ausübung einer Berufs- oder 
Erwerbstätigkeit dienen und nicht Bestandteil 
eines land- und forstwirtschaftlichen oder eines 
gewerblichen Betriebes sind, wie Büroeinrich- 
tungen, Bücher, Instrumente, Musikalien, Werk­
stätten- und Ladeneinrichtungen, Maschinen und 
Werkzeuge, Rohstoffe, Halb- und Fertigfabrikate, 
Verwahrungs- und Verpackungsmaterial, Fahr­
zeuge;

3 Luxusgegenstände ohne besonderen künstleri­
schen oder historischen Wert, wie Schmucksachen, 
höherwertige Bekleidungs- und Wäschestücke, 
Vorhänge, Betten, Decken und Kissen, Möbel, 
Gemälde, Plastiken, Teppiche und sonstige höher­
wertige Gegenstände der Wohnungseinrichtung, 
Flügel, Klaviere, Rundfunk- und Schallplatten­
geräte, Tafelgeschirr, Zier- und Gebrauchsgegen­
stände aus Porzellan, Kristall usw

(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Gegenstände sind 
von der staatlichen Einziehungsbehörde unter An­
gabe ihres Schätzungswertes und des Lagerortes Tn 
ein Verzeichnis aufzunehmen, das der Wiedergut­
mach ungshebörde zur Bestimmung der für Wied; ~- 
gutmachungszwecke in Anspruch zu nehmenden 
Gegenstände zu übermitteln ist. Die Wiedergut- 
machungsbeh'örde veranlaßt binnen Monatsfrist die 
Abnahme der von ihr bestimmten Gegenstände 
seitens dei wiedergiit machungsberecht: gten Erwer­
ber und verständigt die Stiftung, die die Leistung 
gutschreibt. Die von der Wiedergutmachungsbehörde 
nicht in Anspruch genommenen Gegenstände werden 
von der staatlichen Einziehungsbehörde bestmöglich 
verwertet. Die Durchführungsbestimmungen (§ 2g) 
treffen Vorschriften, die die Veräußerung der Ge­
genstände an Wiedergutmachungsberechtigte, die 
ihrer für den eigenen Betrieb oder Haushalt bedür­
fen, sowie die Beachtung der Bewirt schaftungsbe- 
stimmungen slcherstellen

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
staatlichen Einziehungsbehörde und der Wiedergirt- 
machungsbehörde über die Höhe des Schätzungs­
wertes entscheidet ein Fe.ststellungsausschuß, der 
bei der staatlichen Einziehungsbehörde gebildet 
wird, aus je einem Vertreter der staatlichen Ein­
ziehungsbehörde und der Wiedergutmachungsbe* 
hörde, einem vom Staatsministerium der Justiz be­
stimmten Gerichtsvoll/iehereibeamten, einem von 
der Industrie- und Handelskammer bestimmten ge­
werbsmäßigen Versteigerer und einem vom Ober- 
finanzpräsidenten bestimmten sachverständigen Be­
amten als Vorsitzenden besteht und mit Stimmen­
mehrheit entscheidet.

§ 21
Kunstgegenstände und Sammlungen

(1) Kunstgegenstände und Sammlungen sind von 
der Einziehungsbehörde nach näherer Bestimmung 
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus in 
eine besondere Liste aufzunehmen und nach 
Schätzung ihres Wertes der Wiedergutmachungs­
behörde für Zwecke der Wiedergutmachung anzu­
bieten, soweit sie nicht auf Vorschlag eines bei der 
staatlichen Einziehungsbehörde zu bildenden Kunst- 
ausschusses, dem die Liste zur Einsichtnahme zu 
übermitteln ist, der Allgemeinheit gegen Zahlung 
ihres Schätzungswertes an die Stiftung zugeführt 
werden sollen. Den Kunstwerken und Sammlungen 
stehen Gegenstände von geschichtlicher oder kultur­
geschichtlicher Bedeutung gleich.
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(2) Die Zusammensetzung des Kunstausschusses 
bestimmt das Staatsministerium für Unterricht und 
Kunus' nach Anhörung der beteiligten Kunstkreise. 
Dieses entscheidet im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen auch über die Vorschläge 
des Kunstausschusses.

t3) Die Schätzung des Wertes erfolgt durch einen 
Feststcllungsausschuß dessen Zusammensetzung 
die beteiligten Staatsministerien auf Grund von 
Vorschlägen der staatlichen Einziohungsbehörde und 
der Wiedergutmachungsbehörde jeweils nach Art 
der zu bewertenden Gegenstände regeln.

(4) Kunstgegenstände und Sammlungen, die von 
der Wiedergutmachungsbehörde nicht in Anspruch 
genommen werden, sind von der staatlichen Ein­
ziehungsbehörde öffentlich versteigern zu lassen. 
Die Versteigerung kann mit Zustimmung d r Staats- 
ministerlen für Unterricht und Kultus und der Fi­
nanzen zurückgestellt werden, wenn und solange 
triftige Gründe wirtschaftlicher Art dies erfordern.

- 8 22
Land- «der forstwirtschaftliche und gewerbliche

Betriebe
(i) Land- oder forstwirtschaftliche und gewerb­

liche Betriebe sind in die Verwaltung der staat­
lichen Einziehungsbehörde zu übernehmen. Diese 
bestellt lm Einvernehmen mit der Wiedergut­
machungsbehörde für jeden nicht verpachteten oder 
ln sonstiger Welse einem Dritten zur Nutzung über­
lassenen Betrieb einen Treuhänder, dessen recht­
liche Stellung sich nach dem Gesetz Nr. 67 vom 
10. Juni 1947 (GVBL S. 143) bemißt. Der Tieuhänder 
errichtet ein Inventar, veranlaßt die Wertermittlung 
und tritt wegen der Übernahme des Betriebs durch 
einen htefUr geeigneten Wiedergutmachungsberech­
tigten unverzüglich mit der Wiedergut mach ungs- 
behSrde ins Benehmen. Die Wertermittlung erfolgt 
durch die staatliche Einziehungsbehörde unter Bei- 
ziehuag des Treuhänders, geeigneter Sachverstän­
diger und eines in Bewertungsfragen erfahrenen Be­
amtem des örtlich zuständigen Finanzamtes.

(2> Kommt zwischen der staatlichen Einziehungs- 
toehirde und dem von der Wiedergutmachungs- 
behSnto als Erwerber benannten Wiedergut­
machungsberechtigten eine Einigung zustande, so 
verkauft die staatliche Einziehungsbehörde den Be­
trieb zum vereinbarten Kaufpreis, der nur mit Ge­
nehmigung des Staatsministeriums der Finanzen 
hinter dem bei der Wertermittlung festgestellten 
Wertbetrag Zurückbleiben darf, an den Wicdergut- 
machungsberechtigten. Der Kaufpreis ist, soweit er 
durch dm Wiedergutmachungsanspruch des Erwer­
bers gedeckt Ist, von der Stiftung der staatlichen 
Einzieh ungsbfhörde gutzuschreiben. Der tiberschie­
ßende Teil des Kaufpreises ist vom Erwerber an 
die staatliche Einzichungsbehörde zu bezahlen, die 
den Erlös an die Stiftung abführt.

(3) Kommt zwischen der staatlichen Einzlehunga- 
behörtüe und dem Wiedergutmachungsberechtigten 
e’ne Einigung nicht zustande und wird innerhalb 
einer angemessenen Frist ein anderer für den Er­
werb des Betriebes geeigneter Wiedergutmachungs- 
beiecht'gter der staatlichen Einziehungsbehörde 
ni ht nachgewiesen, so verkauft die staatliche Eln- 
zlehungsbehörde den Betrieb an einen ihr geeignet 
erscheinenden Bewerber. Der Verkauf bedarf der 
Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, 
wenn der ermittelte Wert des Betriebes 10 000 DM 
tibersteigt

M) Erscheint der Verkauf des Betriebes aus trif­
tigen wirtschaftlichen Gründen zunächst nicht tun­
lich. ao hat die staatliche Einer "hungsbehörde im 
Einvernehmen mit der Wiedergutmachungsbehörde 
den Betrieb zu möglichst günstigen Bedingungen zu 
verp«hfen D:e zu vereinbarende Pachtdauer «oll 
fünf Jahre nicht übersteigen.

(5) Übernimmt die staatliche Einziehungsbehörde 
einen verpachteten land- oder forstwirtschaftlichen 
oder einen gewerblichen Betrieb, so hat sie das 
Pachtverhältnis zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu 
kündigen und nach Abs. 1 bis 3 zu verfahren, es sei 
denn, daß d'e Wiedergutmachungsbehörde sich mit 
der Fortsetzung des Pachtverhältnisses unter den 
bisherigen Bedingungen einverstanden erklärt.

§ 23
Grundbesitz

(1) Bebaute und unbebaute Grundstücke ein­
schließlich ihrer Bestandteile (Gebäude. Maschinen 
und Vorrichtungen usw.) soweit sie nicht zu einem 
land- eder forstwirtschaftlichen oder einem gewerb­
lichen Betrieb gehören, Erbbaurechte und sonstige 
grundstücksgieiche Rechte und Berechtigungen wer­
den in die Verwaltung der staatlichen Einziehungs­
behörde übernommen. Diese ermittelt unter Einver­
nahme von Sachverständigen und des örtlich zustän­
digen Finanzamts ihren Verkaufswert und tritt mit 
der Wiedergutmachungsbehörde behufs Benennung 
eines für den Erwerb geeigneten Wiedergut­
machungsberechtigten ins Benehmen. § 22 Abs 2 
und 3 findet sinngemäß Anwendung.

(2) Bei Grundstücken, die einen besonderen künst­
lerischen. geschichtlichen oder kulturellen Wert 
haben, findet § 21 mit der Maßgabe entsprechende 
Anwendung, daß dem Kunstausschuß auch ein Ver­
treter der Staatsbauverwaltung angehört und diese 
bei der Entscheidung nach § 21 Abs. 2 Satz 2 mit­
wirkt.

(3) Erscheint der Verkauf aus triftigen wirtschaft­
lichen Gründen zunächst nicht tunlich, so hat die 
staatliche Einziehungsbehörde d'e Verwaltung der 
Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte und 
Berechtigungen bis zu einer späteren Veräußerung 
nach den für die Bewirtschaftung des staatlichen 
Grundbesitzes maßgebenden Bestimmungen fort­
zuführen.

8 24
Sonstige Vermögensbestandteite

(1) Inländische und ausländische Zahlungsmittel, 
letztere nach Maßgabe der für sie geltenden beson­
deren Bestimmungen, sind der Stiftung gegen 
Empfangsbestätigung und Gutschrift zu überweisen.

(2) Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheckgut­
haben und sonstige laufende Guthaben sind, soweit 
sie nicht Bestandteile eines unter § 22 fallenden 
Betriebes sind, unter entsprechender Verständigung 
der Schuldner und der Wiedergutmachungsbehörde 
einzuziehen: der eingezogene Betrag ist der Stiftung 
gegen Empfangsbestätigung und Gutschrift zu über­
weisen.

(3) Aktien, Kuxe und sonstige Anteile und Genuß­
scheine an Kapitalgesellschaften einschließlich der 
Dividenden, Zins- und Emeuerungsscheine, Pfavd- 
briefe, Obligationen, Anleihepapiere, Steuergut- 
sche'ne und sonstige Schu'dverschreibungen ein­
schließlich der Zins- und Erneuerungsscheine sind 
der Stiftung gegen Empfangsbestätigung und Cut­
schrift ihres Kurs-, mindestens ihres Steuerkurswer­
tes für Zwecke der Wiedergutmachung zu überweisen. 
Das Staatsnrnisterium der Finanzen kann im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Slaatsministerien für 
Fälle, in denen für die s'euerllche Bewertung von 
Aktien und sonstigen An'ei'en besondere Bestim­
mungen gelten (Stimmrechtsaktien, Aktienpakete 
usw.), eine von Satz 1 abweichende allgemeine 
Regelung vorschreiben.

(4) Urheberrechte, geschützte und nicht geschützte 
Erfindungen und sonstige bewertungsfäh'ge unkör­
perliche Wirtschaftsgüter, die nicht zu einem Be­
trieb im Sinne des § 22 gehören, sind der Wieder­
gutmachungsbehörde behufs Übertragung auf Wie- 
dergulmachungsberechtigte gegen Gutschrift ihres
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nach den Verwertungsmögliehkeiten zu bestimmen­
den Wertes seitens der Stiftung anzubieten und im 
Falle der Ablehnung der Übernahme bestmöglich 
zu verwerten.

(5) Verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforde- 
rungen, die nicht bereits unter Abs 2 und 3 fallen, 
sind, soweit sie nicht zu einem Betrieb im Sinne 
des § 22 gehören, der Stiftung unter Verständigung 
der Wiedergutmachung'behörde gegen Empfangsbe­
stätigung und Gutschrift zu überweisen. Entspre­
chendes gilt hinsichtlich der Ansprüche aus Lebens-, 
Kapital- oder Rentenversicherungen mit der Maß­
gabe, daß noch nicht fällige Ansprüche den zu­
ständigen Versicherungsunternehmen zum Rückkauf 
anzubieten sind.

(6) Beteiligungen anderer als der in Abs. 3 ge­
nannten Art, insbesondere Anteile an offenen Han­
delsgesellschaften, Kommanditgesellschaften und 
ähnlichen Gesellschaften, bei denen die Gesell­
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzu- 
schen sind. Geschäftsanteile, andere Gesellschafts­
einlagen und Geschäftsguthaben bei Genossen­
schaften sind der Wiedergutmachungsbohörde zum 
Zwecke der Wiedergutmachung anzubieten. Ihr 
Wert ist von der staatlichen Einz'ehungsbchörde, 
soweit erforderlich, Im Benehmen mit dem örtlich 
zuständigen Finanzamt, und mit den beteiligten 
Gesellschaften oder Gesellschaftern zu ermitteln 
und der Wiedergutmachungsbehörde anzuzeigen. Auf 
Antrag der Wiedergutmachungsbehörde hat d’e 
staatliche Einziehungsbehörde bei den die Über­
nahme der Beteiligungen, Anteile und Einlagen 
durch den Wiedergutmachungsberechtigten t>e- 
treffenden Verhandlungen mit den beteilisten Ge­
sell schäften und Gesellschaftern mitzuwirken. 
Kommt eine Einigung mit diesen nicht zustande, 
so entsche'dct das Einz'eh'.mgsgericht nach b’lligem 
Ermessen (§ 14 Abs. 2). Der vereinnahmte Über­
nahmepreis ist von der Stiftung der staatlichen 
Einziehungsbehörde gutzuschreiben.

IV. Abschnitt 
BehluSbestiminungen

§ 25
Staatliche Einziehungsbehörde

(1) Staatliche Einziehungsbehörde ist das Baye­
rische Landesamt für Vermögensverwaltung.

(2) Zur zwangsweisen Durchführung ihrer Auf­
gaben kann sich das Landesair.t im Einvernehmen 
mit den zuständigen Oberfinanzpräsidenten der 
Mitwirkung der Finanzämter bedienen, die nach 
den Vorschriften der Reichsabgabenordnung über die 
Beitreibung verfahren.

S 26
Wiedergutmachungsbehörde

Wiedergutmachungsbehörde ist das Bayerische 
Landesamt für Wiedergutmachung.

§ 27
Der Feststellungsausschuß (§ 20 Abs. 4) und der 

K unstausschuß (§ 21) wird vom Leiter des Bayeri­
schen Landesamts für Vermögensverwaltung ein­
berufen.

§ 28
Das Staatsministerium der Finanzen regelt Im 

Einvernehmen mit dem Staatsministerium d r Justiz 
die bei der Durchführung dieser Verordnung zu 
erhebenden Gebühren und Auslagen.

S 29
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1948 

ln Kraft

1(2) Die zur Durchführung erforderlichen Bestim­
mungen trifft das Staatsministerium der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Minister für politische Be­
freiung und den sonst beteiligten Staatsmiulsterlen.
München, den 23. November 1948.

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d.

Verordnung
Ober die Aufhebung einiger Vorschriften 
der Zweiten Kriegsmaßnahijien Verordnung 

Vom 25. November 1948.
Auf Grund des § 72 Satz 3 der Zweiten Kjriegs- 

maßnahmenverordnung vom 27. September 1944 
(RGBl, I, S. 229) und des Gesetzes Nr, 122 über den 
Erlaß von Rechtsverordnungen auf Grund vor­
maligen Reichsrechts v. 8. Mai 1948 (GVB1. S. 82) 
werden mit Wirkung vom 1. Januar 1949 von der 
vorgenannten Zweiten Kriegsmaßnahmenverordnung 
aufgehoben:

1) aus dem Fünften Abschnitt — Grundbuch-und 
Registersachen — der Unterabschnitt I: Einschrän­
kungen lm Grundbuchverfahren und bei der Füh­
rung grundbuchähnlicher Register (§§ 24—27);

2) der Siebente Abschnitt: Hypothekenrecht ($ 35).

München, den 25. November 1948.
Stellv. Ministerpräsident und 

Staatsminister der Justiz.
Dr. Josef Möller.

Verordnung
zur Aufhebung der 5. Durchführungsverord­
nung zum Gesetz zur Pefreiung von National­
sozialismus und Militarismus vom 5, Mürz 1948

Auf Grund des Art. 69 des Gesetzes zur Befrei­
ung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 
5. 3. 1946 wird folgendes verordnet;

8 1
Die 5. Durchführungsverordnung zum Gesetz zur 

Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 
über Meldung der Beschäftigten durch die Betriebe 
an das Arbeitsamt vom 30. 4. 1946 (BGVBL Nr. 13 
S. 200/201 vom 26. 7. 1946) einschließlich der später 
dazu ergangenen Ergänzungsverordnung vom 4. 9. 
1946 (BMittBI. Nr. 9 S. 35) und der Änderungsverord­
nungen vom 9. 9.1947 (BStÄnz. Nr. 44 S. 3) und vom 
30. 1. 1948 (BStAnz. Nr. 7 S. 3) wird aufgehoben.

9 2
Diese Verordnung tritt am 1. November 1948 in 

Kraft

München, den 28. Oktober 1948.
Der Staatsmlnister für Sonderanfgafeen 

L V.: C. S a c h s.

Verordnung
zur Aufhebung der 7. Durchführungsverord­
nung zum Gesetz zur Pefreiung von National­
sozialismus und Militarismus vom 5. März 1946

Auf Grund des Art. 66 des Gesetzes zur Befreiung 
von Nationalsozialismus und Militarismus v. 5. 3. 46 
wird folgendes verordnet:

§ 1
Die 7. Durchführungsverordnung zum Gesetz zur 

Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus 
über Meldung der Beschäftigten durch die Betriebe
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an das Arbeitsamt vom 30. 4. 1046 (BGVBl. Nr. 13 
S. 200/201 v. 26. 7. 1946) einschließlich der später 
dazu ergangenen Änderungsverordnungen vom 9. 9. 
47 (BSt Anz. Nr. 44 S. 3) und vom 30. 1. 1948 (BSt 
Anz. Nr. 7 S. 3) wird aufgehoben.

S a
Dies« Verordnung tritt am 1. November 1948 in 

Kraft.

München, den 28. Oktober 1948
Der Staatsminister für Sonderaufgaben 

I. V. C. Sachs

Anordnung
betr. Verkehr mit Nutz- und Zuchtvieh

Vom 1. November 1948.
Auf Grund der §§ 27 und 32 der Bewirtschaftungs- 

•rordnung auf dem Gebiet der Vieh- und Fleisch­
wirtschaft vom 22. Sept. 1948 (Amtsblatt für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten Nr. 21/22 vom 
25. Sept. 1948) erläßt das Bayer. Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten folgende 
Anordnung:

8 1
Ab 1. November 1948 ist der Verkehr mit Nulz- 

und Zuchtvieh innerhalb Bayerns unter den in den 
nachfolgenden §§ vorgeschriebenen Bestimmungen 
gestattet.

Für den Nutz- und Zuchtviehverkehr für außer­
bayerische Gebiete kommt zusätzlich die im Baye­
rischen Staatsanzeiger Nr. 42 v. 16. 10. 48 veröffent­
lichte Bekanntmachung betreffend Waren begleit­
scheinpflicht in Anwendung.

8 2
Für die Abwicklung des Verkehrs mit Nutz- und 

Zuchtvieh gelten die 8§ 9 und 10 der 6. Anordnung 
zur Durchführung des Gesetzes zur Neuordnung des 
Veranlagung*- und Ablieferungswesens in der Land ­
wirtschaft vom 28. Juli 1948 (Amtsblatt des Dir. d. 
VELF. Nr. 15 S. 119 v. 7. 8. 48) und §§ 2S flf der Be­
wirtschaftungsanordnung v. 22. 9. 1948.

Der Kauf und Verkauf ist nur in Anwendung 
des hiefür vorgeschriebenen Nutz- und Zuchtvieh- 
Schlußscheines mit dem Aufdruck Bayern zulässig.

Für den Käufer von Nutz- und Zuchtvieh erhöht 
»ich demnach gemäß dem Einkaufsgewicht das ihm 
auferlegte Schlachtviehliefersoli entsprechend; der 
Verkäufer wird entsprechend entlastet

8 8
Die aussteilende untere Landesbehörde hn Sinne 

der in § 2 erwähnten Bestimmungen ist das für dea 
Käufer zuständige Ernährungsamt Abt A.

8 4

Die in Ausführung dieser Anordnung zu erlassen­
den Entschließungen gelten als Bestandteil dieser 
Anordnung.

8 9
Zuwiderhandlungen werden gemäß § 86 der Be- 

wirtschaftwngsanordnung bestraft.

München, den L November 1948.

Dr. A. S«hlögl,
St aa t sminister.

Bekanntmachung
des Bayer. Staatsministeriums der Justiz 

vom 10. Dezember 1948
3614 - I - 1728 b.

über den Schutz von Erfindungen, Mustern 
und Warenzeichen auf einer Ausstellung

Der durch das Gesetz vom 18. März 1904 (RQBl. 
8. 141) in der Fassung des Gesetzes Nr. 101 betr. 
Änderung des Gesetzes über den Schutz von Er­
findungen, Mustern und Warenzeichen auf Aus­
stellungen vom 31. 1. 1948 (Bayer. Gesetz- u. Ver­
ordnungsblatt S. 12) vorgesehene Schutz von Er­
findungen, Mustern und Warenzeichen tritt ein für 
die in Nürnberg am 26. 11. 1948 eröffnete „Ständig* 
Ausstellung bayerischer Exportartikel“.

I. A. Dr. Konra d, 
Ministerialdirektor

Berichtigung
In der „Verordnung über die Beschäftigung von 

Arbeiterinnen bei Bau- und Wiederatifbauarbeiten 
vom 1. Dezember 1948 (GVB1. S. 262) ist in § ? der 
Absatz 2 nicht mit abgedruckt. Er muß lachen:

(2) Schwangere Frauen, stillende Mütter und Ar­
beiterinnen unter 18 Jahren dürfen bei Bau-, und 
Wiederaufbauarbeiten nicht beschäftigt werden.

,/*
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